
A n m e r k u n g :
Die vorstehende Entscheidung wird lediglich deshalb 

veröffentlicht, weil es anscheinend notwendig ist, ins 
Gedächtnis zu rufen, daß die hier vom Bezirksgericht 
Potsdam entschiedene Frage für das Gebiet der Deut­
schen Demokratischen Republik seit Jahren „ausge­
tragen" ist. Wie ich bereits in NJ 1948 S. 277 mit­
geteilt habe, ist schon im April 1947 gelegentlich einer 
Länderkonferenz der damaligen Justizverwaltungen 
Einigkeit darüber erzielt worden, daß die die Adoption 
betreffenden Vorschriften des nazistischen Familien- 
rechtsänderungsgeseizes nicht mehr anwendbar sind, 
und dieser Feststellung hat sich, soweit mir bekannt, 
die Rechtsprechung allgemein angeschlossen.

Bei dieser Sachlage ist es lediglich bemerkenswert, 
daß der Antragsteller in der vorliegenden Sache von 
einem Rechtsanwalt vertreten war, der es fertigge­
bracht hat, seinem Auftraggeber durch die Verfolgung 
eines völlig aussichtslosen Antrages durch zwei Instan­
zen unnötige Kosten zu verursachen.

Prof. Dr. N a t h a n

§§ 9, 10 VerschG; § 1921 BGB.
Zur Frage der Vertretungsmacht eines Abwesenheits- 

Pflegers.
Bezirksgericht Potsdam, Beschl. vom 14. Oktober 

1952 — 4 T 286/52.

Aus den G r ü n d e n :
Die Beschwerdeführerin hat als Abwesenheits­

pflegerin ihres nach ihren eigenen Angaben seit dem 
1. Dezember 1945 verschollenen Ehegatten das diesem 
gehörige Grundstück Bd. 31 Bl. 779 des Grundbuchs von 
R. an die Eheleute K. verkauft und die vormundschafts­
behördliche Genehmigung für den Kaufvertrag bean­
tragt. Mit dem angefochtenen Beschluß hat das Amts­
gericht in Z. die erbetene vormundschaftliche Geneh­
migung versagt, weil in keiner Weise dargetan sei, daß 
der Verkauf den Interessen des Abwesenden in irgend­
einer Weise dienlich sei.

Das Beschwerdegericht hatte zunächst zu prüfen, ob 
die Abwesenheitspflegerin und Beschwerdeführerin 
zum Abschluß des Kaufvertrags und zur Stellung des 
Genehmigungsantrags überhaupt legitimiert ist. Diese 
Frage ist zu verneinen. Die Lebensvermutung des 
§ 10 VerschG endet im vorliegenden Falle gemäß § 9 
Abs. 3a VerschG nach den eigenen Ausführungen der 
Beschwerdeführerin am 1. Dezember 1950. Am 3. Sep­
tember 1951 war also die Beschwerdeführerin jeden­
falls nicht mehr ohne weiteres berechtigt, als Ab­
wesenheitspflegerin für ihren vermißten Ehemann auf­
zutreten und das Vertragsangebot der Eheleute K. an­
zunehmen. Wenn die Lebensvermutung nicht mehr be­
steht, andererseits auch eine Todesvermutung noch 
nicht eingetreten ist, weil der Verschollene nicht für 
tot erklärt wurde, muß jedermann, der das Fortleben 
oder den Tod des Verschollenen behaupten will, den 
Beweis für eine solche Behauptung antreten. Die Ab­
wesenheitspflegerin hat aber nichts angeführt, was 
irgendwie für das Fortleben des verschollenen Ehe­
gatten spricht. Sie ist auch offenkundig gar nicht in der 
Lage dazu. Das Wesen der Abwesenheitspflegschaft 
setzt aber voraus, daß der Abwesende noch am Leben 
ist. Ist dies nicht der Fall — und davon muß bis zum 
Beweis des Gegenteils durch die Beschwerdeführerin 
ausgegangen werden —, so fehlt es an der Legitimation 
der Abwesenheitspflegerin.

Da also der Kaufvertrag von einem Nichtberechtigten 
geschlossen wurde, konnte die Beschwerde keinen Er­
folg haben und war, wie geschehen, abzuweisen.

A n m e r k u n g  :
Die vorstehende Entscheidung ist noch im vormund­

schaftsgerichtlichen Genehmigungsverfahren ergangen, 
in dem die Gerichte jetzt nicht mehr tätig werden. Sie 
behandelt jedoch elementare Fragen des materiellen 
Rechts, die in gleicher Weise im Streitverfahren auf- 
treten können und deren Kenntnis daher nach wie vor 
für die Gerichte erforderlich ist.

Die Entscheidung stellt offenbar einen Versuch dar, 
die mißliche Frage der unbeschränkt fortdauernden 
Abwesenheitspflegschaften für Kriegs- und Nach­

kriegsverschollene*) dadurch zu lösen, daß sie die for­
mal fortbestehenden Pflegschaften sozusagen ihres 
materiellen Inhalts entkleidet, damit die Abwesenheits­
pfleger jeder Wirkungsmöglichkeit beraubt und auf 
diese Weise die Erben zur Betreibung der Todes­
erklärung veranlassen will. Leider ist der Versuch 
nicht tauglich. Die Frage der Lebens- oder Todesver­
mutung kann mit der Frage der Vertretungsmacht des 
Pflegers nicht verquickt werden.

Der Beschluß verkennt die Bedeutung der in § 10 
VerschG aufgestellten Vermutung. Im Ergebnis wird 
durch sie weiter nichts gesagt, als daß nach den dort 
angegebenen Zeitpunkten weder für das Leben noch 
für den Tod des Verschollenen eine Vermutung spricht, 
so daß jemand, der entweder aus der Tatsache des 
fortdauernden Lebens oder aus der Tatsache des ein­
getretenen Todes einen Anspruch herleiten will, das 
Vorliegen der einen oder anderen Tatsache beweisen 
muß. Das erstere ist etwa der Fall, wenn für den 
Verschollenen Ansprüche aus einer für den Erlebens­
fall eingegangenen Versicherung erhoben werden, das 
letzte, wenn aus dem angeblich eingetretenen Tod des 
Verschollenen Erbansprüche hergeleitet werden. Es 
muß sich also jeweils um Ansprüche handeln, deren 
Entstehung entweder das Fortleben oder den Tod des 
Verschollenen voraussetzt.

Um etwas Derartiges handelt es sich hier nicht. Es 
werden weder aus der Tatsache des Fortlebens noch 
des Ablebens des Verschollenen Ansprüche hergeleitet, 
vielmehr handelt es sich darum, daß über ein Ver­
mögensstück des Verschollenen verfügt, also eine 
Rechtshandlung vorgenommen worden ist, deren Wirk­
samkeit, sofern der Handelnde eine genügende Ver­
tretungsmacht besaß, unabhängig ist von der Frage, 
ob der Vertretene noch lebt oder nicht, weil sie im 
letzteren Falle gegen die Erben wirkt.

Die Vertretungsmacht des Pflegers wiederum ist 
zweifellos nicht, wie der Beschluß anscheinend an­
nimmt, ein Anspruch, der sich aus der Tatsache des 
Fortlebens des Verschollenen herleitet; sie ist über­
haupt kein Anspruch, sondern eine dem Pfleger durch 
Staatsakt verliehene Befugnis, die gerade im Falle der 
Abwesenheitspflegschaft deshalb verliehen wird, weil 
es nicht bekannt ist, ob der Verschollene noch lebt. 
Die Wirksamkeit dieser Befugnis hat also nicht ein­
mal mit dem tatsächlichen Fortleben, geschweige denn 
mit der Lebensvermutung etwas zu tun; ihre Bedeu­
tung liegt gerade darin, daß Handlungen des Pflegers 
auch dann rechtswirksam sind, wenn sich später er­
gibt, daß sie nach dem tatsächlichen Todeszeitpunkt 
vorgenommen wurden. Der Eintritt des Todes des 
Verschollenen ist lediglich insofern von Bedeutung, 
als § 1921 BGB vorschreibt, daß das Vormundschafts­
gericht die Pflegschaft aufzuheben hat, wenn ihm der 
Tod des Abwesenden bekannt wird; wird der Ver­
schollene für tot erklärt, so endigt die Pflegschaft so­
gar erst mit dem Zeitpunkt der Todeserklärung selbst, 
nicht mit dem in der Todeserklärung festgestellten 
Todeszeitpunkt.

Solange aber die Pflegschaft besteht, hat der Pfleger 
die volle Stellung eines gesetzlichen Vertreters und 
ist zur Vornahme aller Rechtshandlungen legitimiert, 
die ein gesetzlicher Vertreter vornehmen kann; ergibt 
sich später, daß der Verschollene nicht mehr lebte, 
so ist der Pfleger eben als Vertreter der Erben tätig 
geworden.

Der Gedanke, ihn während des Bestehens der Pfleg­
schaft zum Nachweise des Fortlebens des Verschollenen 
zu nötigen, ist abwegig. Prof. Dr. N a t h a n

§§ 618, 823 BGB; § 1542 RVO.
1. An die Erfüllung der dem Unternehmer obliegen­

den Verpflichtung, für die Einhaltung der Arbeitsschutz­
bestimmungen zu sorgen, sind in der demokratischen 
Ordnung hohe Anforderungen zu stellen.

2. Die §§ 898, 903 RVO sind nicht mehr anwendbar. 
Die Ansprüche des Verletzten aus einem durch Ver­
schulden des Unternehmers herbeigeführten Arbeitsun­
fall richten sich, auch soweit sie nach § 1542 RVO auf 
die Sozialversicherungsanstalt übergegangen sind, nach

*) vgl. hierzu die Diskussion zur Frage der Abwesenheits­
pflegschaft in NJ 1951 S. 363 ff. und S. 457 ff.
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